
 

  

S 25 R 291/16

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Aachen
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 25
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 25 R 291/16
Datum 12.11.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 BA 223/18
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen. Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens. Der
Streitwert wird auf 9.794,81 EUR festgesetzt.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten wegen der Nachforderung von BeitrÃ¤gen zur
Sozialversicherung in HÃ¶he von 9.794,81 EUR fÃ¼r den Zeitraum 01.01.2010 bis
30.04.2011.

Die KlÃ¤gerin befindet sich seit ihrer AuflÃ¶sung am 01.09.2016 in Liquidation. Sie
betrieb auf Grundlage einer Erlaubnis nach Â§ 1 ArbeitnehmerÃ¼berlassungsgesetz
(AÃ�G) ein Unternehmen zur gewerblichen ArbeitnehmerÃ¼berlassung. Sie
firmierte bis 20.05.2015 unter dem Namen T. GmbH in S. und hat ihren
GeschÃ¤ftssitz nach X verlegt. Zum Liquidator ist nach dem Gesellschaftsbeschluss
vom 01.09.2016 der frÃ¼here GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer Herr X. R. bestimmt. Die
Beklagte fÃ¼hrte im Zeitraum 17.03.2014 bis 10.12.2014 eine BetriebsprÃ¼fung
bei der KlÃ¤gerin durch. Hierbei stellte sie fest, dass ArbeitsvertrÃ¤ge zwischen der
KlÃ¤gerin und einer Vielzahl von Leiharbeitnehmern auf TarifvertrÃ¤ge zwischen
der Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaften fÃ¼r Zeitarbeit und
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Personalserviceagenturen (CGZP) und dem Arbeitgeberverband MittelstÃ¤ndischer
Personaldienstleister (AMP) verwiesen und die Vereinbarungen in den
TarifvertrÃ¤gen der Lohnbemessung zu Grunde gelegt wurden. Im Rahmen des
AnhÃ¶rungsverfahrens teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin mit Schreiben vom
17.12.2014 mit, dass nach dem Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 14.12.2010
die TarifunfÃ¤higkeit der CGZP feststehe, so dass die Leiharbeitnehmer
ergÃ¤nzende LohnansprÃ¼che hÃ¤tten und die Beklagte zur ergÃ¤nzenden
Beitragserhebung berechtigt sei. Die KlÃ¤gerin teilte hierzu mit, dass sie sich auf
Vertrauensschutz berufe und davon ausgehe, dass die TarifunfÃ¤higkeit der CGZP
erst mit der Entscheidung durch das Bundesarbeitsgericht eingetreten sei. Sie legte
beispielhaft eine Zusatzvereinbarung vom 15.12.2009 zu einem Arbeitsvertrag vom
21.09.2009 vor und erklÃ¤rte, in der Zeit vom 01.01.2010 bis 30.04.2011 derartige
Zusatzvereinbarungen mit den Leiharbeitnehmern getroffen zu haben. Hierin heiÃ�t
es in AuszÃ¼gen: "( ) Um weiter die gesetzlichen Anforderungen des Â§ 3 Abs. 3
ArbeitnehmerÃ¼berlassungsgesetz zu erfÃ¼llen, mÃ¶chten die Parteien die
zwischen der Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaften Zeitarbeit und PSA
(CGZP) und dem Arbeitgeberverband MittelstÃ¤ndischer Personaldienstleister e. V.
(AMP) abgeschlossenen TarifvertrÃ¤ge zur Anwendung bringen. FÃ¼r den Fall der
Unwirksamkeit der zwischen der AMP und der CGZP abgeschlossenen
TarifvertrÃ¤ge finden die zwischen dem IGZ und dem DGB gÃ¼ltigen TarifvertrÃ¤ge
ab dem Zeitpunkt der Feststellung der Unwirksamkeit der erstgenannten
TarifvertrÃ¤ge Anwendung. Daher schlieÃ�en die Parteien folgende Vereinbarung:
Die Parteien sind sich darÃ¼ber einig, dass auf das zwischen ihnen bestehende
ArbeitsverhÃ¤ltnis vom 21.09.2009 ab 01.01.2010 die zwischen der
Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaften Zeitarbeit und PSA (CGZP) und dem
Arbeitgeberverband MittelstÃ¤ndischer Personaldienstleiter (AMP) abgeschlossenen
TarifvertrÃ¤ge vom 29.11.2004, nÃ¤mlich: Manteltarifvertrag (MTV),
Entgeltrahmenvereinbarung (ERTV), Entgelttarifvertrag Ost und West, sowie
BeschÃ¤ftigungssicherungsvertrag in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung Anwendung
findet."

ErgÃ¤nzend erklÃ¤rte die KlÃ¤gerin eine weitere beispielhafte Zusatzvereinbarung
vom 13.04.2011 zum Arbeitsvertrag vom 21.09.2009 vor, nach welcher ab
01.05.2011 auf das ArbeitsverhÃ¤ltnis die TarifvertrÃ¤ge zwischen dem Deutschen
Gewerkschaftsbund (DGB) und dem Arbeitgeberverband Interessenverband
Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ) Anwendung findet.

Mit Bescheid vom 23.02.2015 stellte die Beklagte gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin eine
Nachforderung in HÃ¶he von 9.794,81 EUR fest. Sie teilte mit, dass auf Grund der
TarifunfÃ¤higkeit der CGZP und den aus Â§ 10 Abs. 4 AÃ�G resultierenden weiteren
AnsprÃ¼chen der Leiharbeitnehmer auf Arbeitsentgelt weitere BeitrÃ¤ge zur
Sozialversicherung abzufÃ¼hren wÃ¤ren. Das vergleichsweise heranzuziehende
Arbeitsentgelt der Arbeitnehmer des Entleihers habe man unter Einbeziehung der
KlÃ¤gerin geschÃ¤tzt. Das Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 14.12.2010 habe
die TarifunfÃ¤higkeit der CGZP, auf welche kein Vertrauensschutz bestehe, nur
deklaratorisch festgestellt.

Zur BegrÃ¼ndung des mit Schreiben vom 23.03.2015 am 25.03.2015 eingelegten
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Widerspruchs erklÃ¤rte die KlÃ¤gerin, dass in den ArbeitsvertrÃ¤gen zwischen ihr
und ihren Leiharbeitnehmern im Zeitraum 01.01.2010 bis 30.04.2011 auf
mehrgliedrige TarifvertrÃ¤ge verwiesen worden sei. Sie legte beispielhaft eine
Zusatzvereinbarung (Muster) vor. Hierin heiÃ�t es in AuszÃ¼gen: "( ) Um weiter die
gesetzlichen Anforderungen des Â§ 3 Abs. 3 ArbeitnehmerÃ¼berlassungsgesetz zu
erfÃ¼llen, mÃ¶chten die Parteien die zwischen der Tarifgemeinschaft Christlicher
Gewerkschaften Zeitarbeit und PSA (CGZP) und dem Arbeitgeberverband
MittelstÃ¤ndischer Personaldienstleister e. V. (AMP) abgeschlossenen TarifvertrÃ¤ge
zur Anwendung bringen. Daher schlieÃ�en die Parteien folgende Vereinbarung: Die
Parteien sind sich darÃ¼ber einig, dass auf das zwischen ihnen bestehende
ArbeitsverhÃ¤ltnis vom 21.09.2009 ab 01.01.2010 die zwischen der
Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaften Zeitarbeit und PSA (CGZP) und dem
Arbeitgeberverband MittelstÃ¤ndischer Personaldienstleiter (AMP) abgeschlossenen
TarifvertrÃ¤ge vom 29.11.2004, nÃ¤mlich: Manteltarifvertrag (MTV),
Entgeltrahmenvereinbarung (ERTV), Entgelttarifvertrag Ost und West, sowie
BeschÃ¤ftigungssicherungsvertrag in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung Anwendung
findet."

Mit Widerspruchsbescheid vom 06.05.2016 wies die Beklagte den Widerspruch der
KlÃ¤gerin zurÃ¼ck. Sie wiederholte und vertiefte die AusfÃ¼hrungen aus dem
Ausgangsbescheid und erklÃ¤rte ergÃ¤nzend, dass ihrer PrÃ¼fung nach in den
ArbeitsvertrÃ¤gen zwischen der KlÃ¤gerin und den Leiharbeitnehmern im Zeitraum
01.01.2010 bis 30.04.2011 auf die zwischen CGZP und AMP vereinbarten
TarifvertrÃ¤gen Bezug genommen wurde. Die TariffÃ¤higkeit der CGZP sei bereits
vor der Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 14.12.2010 strittig gewesen.

Die KlÃ¤gerin hat am 25.05.2016 Klage erhoben. Sie hat ihr Vorbringen aus dem
AnhÃ¶rungs- und dem Widerspruchsverfahren wiederholt und vertieft. Sie hat
insbesondere darauf verwiesen, dass die Frage, ob es sich bei dem aus Â§ 10 Abs. 4
AÃ�G ergebenden ergÃ¤nzenden Entgeltanspruch der Leiharbeitnehmer um
laufendes oder einmaliges Arbeitsentgelt handele, umstritten sei. Unter Verweis auf
die Entscheidung des Landessozialgerichts Baden-WÃ¼rttemberg vom 27.06.2017,
Az. L 11 R 643/17 geht sie weiter von der Rechtswidrigkeit des angegriffenen
Bescheides aus.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Bescheid vom 23.02.2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
06.05.2016 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat auf die streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide Bezug genommen und
klargestellt, dass auch die Beklagte davon ausgehe, dass nach den
arbeitsvertraglichen Vereinbarungen zwischen der KlÃ¤gerin und den
Leiharbeitnehmern ab 01.05.2011 auf die tarifvertraglichen Vereinbarungen
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zwischen dem DGB und der iGZ Bezug genommen worden sei, so dass die
BeitrÃ¤ge nur fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2010 bis 30.04.2011 nachgefordert werden.

Die von den streitigen Beitragsnachforderungen weiter betroffenen natÃ¼rlichen
(etwa 200 Leiharbeitnehmer der KlÃ¤gerin) und juristischen Personen
(FremdversicherungstrÃ¤ger) sind mit Beschluss vom 10.08.2017, der im
elektronischen Bundesanzeiger am 23.08.2017 sowie jeweils Ã¼berregional in der
SÃ¼ddeutschen Zeitung am 23.08.2017 und der Frankfurter Allgemeinen Zeitung
am 26.08.2017 verÃ¶ffentlicht worden ist, unter Hinweis auf Â§ 75 Abs. 2a SGG
aufgefordert worden, bis zum 31.01.2018 ihre Beiladung zu beantragen. Ein solcher
Antrag ist bis zur mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht gestellt worden, so dass das
Gericht insoweit von einer solchen Beiladung abgesehen hat.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird weiter auf die
beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten, die beigezogene Streitakte (Az. S 4
R 502/15), die Gerichtsakte sowie die darin befindlichen SchriftsÃ¤tze Bezug
genommen. Diese waren Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin ist durch den
angefochtenen Bescheid vom 23.02.2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 06.05.2016 nicht im Sinne von Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
beschwert, denn der Bescheid ist rechtmÃ¤Ã�ig.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den Erlass des angefochtenen Bescheides ist die Regelung
des Â§ 28 p Abs. 1 S. 1 und S. 5 Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV). Hiernach
prÃ¼fen die RentenversicherungstrÃ¤ger bei den Arbeitgebern, ob diese ihren
Meldepflichten und sonstigen Pflichten nach dem SGB VI nachkommen und erlassen
im Rahmen dieser PrÃ¼fung Verwaltungsakte zur Versicherungspflicht und zur
BeitragshÃ¶he in den einzelnen Sozialversicherungszweigen. Nach der Regelung
des Â§ 28 e Abs. 1 S. 1 SGB IV hat der Arbeitgeber den
Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu zahlen. Als Arbeitsentgelt gelten nach der
Regelung des Â§ 14 Abs. 1 S. 1 SGB IV alle laufenden und einmaligen Einnahmen
aus einer BeschÃ¤ftigung, gleichgÃ¼ltig, ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen
besteht, unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form sie geleitet werden und
ob sie unmittelbar aus der BeschÃ¤ftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt
werden. Die Arbeitgeber treffen hierzu Aufzeichnungspflichten nach Â§ 28 f SGB IV.

Leiharbeitnehmer haben nach der Regelung der Â§Â§ 8 Abs. 1, 9 Nr. 2 AÃ�G einen
Anspruch auf Arbeitsentgelt in gleicher HÃ¶he wie vergleichbare Arbeitnehmer des
Entleihers (so genannter "Equal Pay-Grundsatz"). Abweichende Regelungen in
ArbeitsvertrÃ¤gen sind nur wirksam, wenn die abweichende Regelung in einem
Tarifvertrag getroffen wurde. Nach der Regelung des Â§ 10 Abs. 4 AÃ�G kann der
Leiharbeitnehmer bei Unwirksamkeit des Tarifvertrages vom Verleiher die
GewÃ¤hrung des im Betrieb des Entleihers fÃ¼r vergleichbare Arbeitnehmer des
Entleihers geltenden wesentlichen Bedingungen einschlieÃ�lich des Arbeitsentgelts
verlangen. Die Voraussetzungen des Â§ 10 Abs. 4 AÃ�G sind erfÃ¼llt. Wie durch die
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Beklagte im Rahmen der PrÃ¼fung bei der KlÃ¤gerin festgestellt wurde, nehmen
die ArbeitsvertrÃ¤ge mit den Leiharbeitnehmern fÃ¼r den vorliegend strittigen
Zeitraum auf den zwischen dem AMP und der CGZP geschlossenen TarifvertrÃ¤ge
vom 29.11.2004 Bezug. Entgegen der im AnhÃ¶rungsverfahren durch die KlÃ¤gerin
geÃ¤uÃ�erten Auffassung, hat sie sich diese fÃ¼r den Fall der Unwirksamkeit des
Tarifvertrags vom 29.11.2004 ausweislich der vorgelegten Zusatzvereinbarungen
mit den Leiharbeitnehmern nicht auf die hilfsweise Heranziehung eines zwischen
dem DGB und der iGZ vereinbarten Tarifvertrags geeinigt. UnabhÃ¤ngig davon, ob
dies tatsÃ¤chlich zu geringeren EntgeltansprÃ¼chen der Leiharbeitnehmer und
damit zu niedrigeren BeitrÃ¤gen fÃ¼hren wÃ¼rde, lÃ¤sst die im
Widerspruchsverfahren durch die KlÃ¤gerin vorgelegte Zusatzvereinbarung einen
Verweis auf tarifvertragliche Vereinbarungen zwischen dem DGB und der iGZ nicht
erkennen. Soweit die KlÃ¤gerin zuvor auf die beispielhaft vorgelegte Vereinbarung
vom 15.12.2009 verweist, nimmt diese zwar in den einleitenden ErlÃ¤uterungen auf
die tariflichen Vereinbarungen zwischen DGB und iGZ Bezug ohne auf einen
konkreten Tarifvertrag zu verweisen, Gegenstand der im Anschluss ausdrÃ¼cklich
aufgefÃ¼hrten Vereinbarung ist dann aber nur die Bezugnahme auf die
TarifvertrÃ¤ge zwischen CGZP und AMP. Die Zusatzvereinbarung vom 15.12.2009
unterscheidet deutlich zwischen der eigentlichen Vereinbarung und einem Vortext,
welcher lediglich die Absicht der hilfsweisen GÃ¼ltigkeit von tariflichen
Vereinbarungen zwischen DGB und iGZ erkennen lÃ¤sst. Diese Absicht spiegelt sich
in der Vereinbarung zwischen der KlÃ¤gerin und den Leiharbeitnehmern dann aber
nicht wieder. Der allein wirksam in Bezug genommene Tarifvertrag vom 29.11.2004
zwischen CGZP und AMP hatte die Abweichung vom so genannten "Equal Pay-
Grundsatz" ermÃ¶glicht. Nach dem Beschluss des Bundesarbeitsgerichts vom
14.12.2010, Az. 1 ABR 19/10 steht fest, dass die CGZP nicht tariffÃ¤hig war. Hiervon
ist auch der streitgegenstÃ¤ndliche Zeitraum betroffen. Dies hat zur Folge, dass die
KlÃ¤gerin den betroffenen Leiharbeitnehmern noch die Differenz des im
unwirksamen Tarifvertrag vereinbarten Arbeitsentgelt und dem Entgelt, auf das ein
vergleichbarer Arbeitnehmer des Entleihers Anspruch hatte, schuldet. Diese
EntgeltansprÃ¼che begrÃ¼nden dann BeitragsansprÃ¼che der Beklagten.

Diese BeitragsansprÃ¼che der Beklagten bemessen sich nach Â§ 22 Abs. 1 S. 1
SGB IV nach dem geschuldeten und nicht nach dem tatsÃ¤chlich gezahlten Entgelt,
da es sich um AnsprÃ¼che auf laufend gezahltes Arbeitsentgelt handelt (so auch
Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 13.12.2017, Az. L 5 R
2780/15; Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 10.08.2015, Az. 
L 8 R 488/14 ER; anderer Ansicht Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil
vom 27.06.2017, Az. L 11 R 643/17, Revision anhÃ¤ngig unter dem Az. B 12 R 4/17
R). Die Einstufung als laufendes Arbeitsentgelt mit der Folge der GÃ¼ltigkeit des
Entstehungsprinzips an Stelle des Zuflussprinzips im Rahmen der
Beitragsbemessung folgt aus der Regelung des Â§ 10 Abs. 4 AÃ�G. Aus der
Regelung des Â§ 10 Abs. 4 AÃ�G folgt ein Gleichbehandlungsanspruch der
Leiharbeitnehmer gegenÃ¼ber den Arbeitnehmern des Entleihers. Gegenstand des
Gleichstellungsanspruchs ist auch ein die arbeitsvertragliche VergÃ¼tungsabrede
korrigierender gesetzlicher Entgeltanspruch, der mit der Ã�berlassung des
Leiharbeiters entsteht und nicht erst seiner Geltendmachung zur Entstehung
gelangt (vgl. Bundessozialgericht, Urteil vom 18.01.2018, Az. B 12 R 3/16 R;
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Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 13.03.2013, Az. 5 AZR 954/11). Eine Einstufung als
einmalig gezahltes Arbeitsentgelt, welches mit Zufluss zu verbeitragen ist, wÃ¼rde
dem in Â§ 10 Abs. 4 AÃ�G vorgesehen Gleichbehandlungsanspruch widersprechen,
da so die Leiharbeitnehmer anders als die Arbeitnehmer des Entleihers auf den
Zufluss des Arbeitsentgelts zu verweisen wÃ¤ren. Eine derartige
Ungleichbehandlung soll durch die Regelung des Â§ 10 Abs. 4 AÃ�G gerade
vermieden werden, da es die Leiharbeitnehmer beitragsrechtlich gegenÃ¼ber den
Arbeitnehmern des Entleihers benachteiligten wÃ¼rde. Der durch Â§ 10 Abs. 4
AÃ�G festgeschriebene ergÃ¤nzende Entgeltanspruch entsteht in jeden Monat der
Ã�berlassung, nicht erst zum Ende des LeihverhÃ¤ltnisses. Die Beklagte war nach 
Â§ 28 f Abs. 2 S. 3 SGB IV zum Erlass eines SchÃ¤tzbescheides befugt. Stichhaltige
Einwendungen gegen die Entgelt- und Beitragsberechnung hat die KlÃ¤gerin weder
im Verwaltungs-, noch im Klageverfahren vorgetragen.

Letztlich kann die KlÃ¤gerin sich auch nicht wirksam darauf berufen, auf die
Wirksamkeit des Tarifvertrags vom 29.11.2004 zwischen CGZP und AMP vertraut zu
haben. Ein schutzwÃ¼rdiges Vertrauen, welches der ergÃ¤nzenden
Beitragserhebung entgegenstehen kÃ¶nnte, besteht nicht. Das
Bundesarbeitsgericht hat die TarifunfÃ¤higkeit der CGZP mit der Entscheidung vom
14.12.2010, Az. 1 ABR 19/10 verbindlich festgestellt, die TariffÃ¤higkeit der CGZP
war aber bereits zuvor umstritten. Das Risiko, welches damit verbunden ist, auf
TarifvertrÃ¤ge zu vertrauen, an welchen Tarifparteien teilnehmen, deren
TariffÃ¤higkeit noch nicht verbindlich festgestellt wurde, trÃ¤gt die KlÃ¤gerin als
Arbeitgeberin. SchutzwÃ¼rdiges Vertrauen besteht insofern nicht und steht der
Beitragserhebung durch die Beklagte nicht entgegen (vgl. Bundessozialgericht,
Urteil vom 16.12.2015, Az. B 12 R 11/14 R; Landessozialgericht Niedersachsen-
Bremen, Urteil vom 15.06.2016, Az. L 2 R 148/15).

Nach alledem war die Klage abzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197 a SGG in Verbindung mit Â§ 154 Abs. 2
VwGO. Die umfÃ¤nglich unterlegene KlÃ¤gerin trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens.

Die Streitwertfestsetzung beruht auf Â§Â§ 52 Abs. 3, 63 Abs. 2
Gerichtskostengesetz. Der Streitwert war entsprechend des geforderten
Gesamtsozialversicherungsbeitrags auf 9.794,81 EUR festzusetzen.

Erstellt am: 19.09.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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